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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und präsentierte darin Varianten für die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen. Der Bericht erörterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und präsentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzuführen, drei Varianten für eine Meldepflicht und für Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Möglichkeiten würde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansätze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig für Cybervorfälle und die bestehenden dezentralen Stellen
für alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfälle zuständig wären. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nächsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen
und den zuständigen Behörden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage führen. 1

BERICHT
DATUM: 15.12.2019
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Jahresrückblick 2020: Verkehr und Kommunikation

Die Verkehrspolitik war im Jahr 2020, wie andere Politikfelder auch, massgeblich von
der Corona-Pandemie beeinflusst. Der öffentliche Verkehr litt stark unter der Krise
respektive dem mangelnden Passagieraufkommen. In der Folge gleiste der Bundesrat
rasch Massnahmen auf, um dem Verkehrssektor unter die Arme zu greifen. Für den
öffentlichen Verkehr, inklusive touristische Angebote wie etwa die Schifffahrt oder
Seilbahnen, verabschiedete das Parlament das dringliche Bundesgesetz über die
Unterstützung des öffentlichen Verkehrs in der Covid-19-Krise. Dieses war in den Räten
unbestritten und brachte dem öffentlichen Verkehr eine Hilfe in der Höhe von rund
CHF 900 Mio. Umstrittener war die Unterstützung für die ebenfalls gebeutelte
Luftfahrtbranche. In beiden Räten gingen Anträge von links-grüner Seite ein, um die
Kredite an klimapolitische Auflagen zu binden. Diese fanden aber ausserhalb des links-
grünen Lagers keine Zustimmung. Schliesslich wurden im Rahmen des Nachtrags I zum
Voranschlag 2020 Verpflichtungskredite über CHF 1.275 Mrd. für die
Luftverkehrsunternehmen und CHF 600 Mio. für flugnahe Betriebe sowie ein
Nachtragskredit über 600 Mio. für flugnahe Betriebe gewährt. Auch in der Presse fand
die Unterstützung für die Luftfahrtbranche einige Beachtung. Währenddem die
Unterstützung generell begrüsst wurde, waren einige Zeitungen der Ansicht, dass es der
Bundesrat und das Parlament verpasst hätten, den Fluggesellschaften dafür auch
Bedingungen zu stellen. 

Die Postauto-Affäre, die 2018 ans Licht gekommen war, beschäftigte die Schweizer
Politik auch im Jahr 2020 noch. Der Bundesrat äusserte sich im Februar 2020 zum
ausführlichen Bericht der GPK-SR in dieser Angelegenheit und kam zum Schluss, dass
die Governance-Strukturen des Bundes funktioniert hätten, zumal es das BAV gewesen
sei, welches das fehlerhafte Verhalten der Postauto AG überhaupt erst aufgedeckt
habe. Zudem sah der Bundesrat keinen grossen Handlungsbedarf hinsichtlich der
strategischen Ziele für die Postauto AG. Im Zuge der Postauto-Affäre wurden 2020 auch
vier Postulate (Po. 19.4385; Po. 19.4387; Po. 19.4388 und Po. 19.4389) angenommen. In
diesen wurde eine Prüfung verschiedenster Bereiche und Kompetenzen im regionalen
Personenverkehr gefordert sowie eine Gesamtsicht zur Postauto-Affäre verlangt. Noch
während der politischen Aufarbeitung dieser Problematik wurden im Jahr 2020 weitere
Ungereimtheiten bei anderen Anbietern im öffentlichen Verkehr publik: So mussten die
BLS, die SBB sowie die Verkehrsbetriebe Luzern mehrere Millionen Franken an zu viel
erhaltenen Subventionen zurückerstatten, wie die Medien berichteten.
Ein erfreulicheres Ereignis stellte hingegen die Eröffnung des Ceneri-Basistunnels dar.
In den Medien wurde ausführlich über den Festakt berichtet, der aufgrund der Corona-
Krise leider nur in einem kleinen Rahmen über die Bühne gehen durfte. Der Ceneri-

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Basistunnel sei für die Verlagerung des Güterverkehrs von der Strasse auf die Schiene
und insbesondere für die Vollendung der NEAT von immenser Bedeutung, resümierten
die Medien. Zudem sei er auch für den Zusammenhalt der beiden Tessiner Kantonsteile
Sopraceneri und Sottoceneri von grossem Belang.

Schliesslich bewegte auch die fünfte Generation des Mobilfunkstandards (5G) die
Gemüter der Politikerinnen und Politiker, der Medien und der Bevölkerung. Im
November 2019 war ein lange erwarteter Bericht der Expertengruppe «Mobilfunk und
Strahlung» detailliert auf die Fakten rund um die Mobilfunkanlagen, die
Datenübertragung und die dabei auftretende Strahlung eingegangen. Der Bericht hielt
fest, dass nicht abschliessend ausgeschlossen werden könne, dass die Strahlung von 5G
gesundheitsschädlich sei. Zur Kernfrage einer allfälligen Anpassung der geltenden
vorsorglichen Anlagegrenzwerte für Mobilfunkantennen und zur Weiterentwicklung des
Mobilfunknetzes hatte sich die Arbeitsgruppe in der Folge nicht einigen können. Sie gab
deshalb dazu keine Empfehlung ab, sondern skizzierte lediglich fünf Optionen, wie der
Ausbau von 5G und die damit einhergehenden Auswirkungen aussehen könnten. Sie
schlug aber sechs begleitende Massnahmen zum Umgang mit Mobilfunk vor. Der
Bundesrat legte sodann im April 2020 das weitere Vorgehen in Sachen Mobilfunk und
5G fest. In diesem Rahmen beschloss er die Umsetzung der von der Arbeitsgruppe
vorgeschlagenen Massnahmen. Zudem sollte das UVEK eine Vollzugshilfe für den
Umgang mit den neuen adaptiven 5G-Antennen erarbeiten. Auch versprach der
Bundesrat das Postulat Häberli-Koller (cvp, TG; Po. 19.4043) zu erfüllen, welches den
Aufbau eines nachhaltigen Mobilfunknetzes verlangte, das einerseits einen optimalen
Schutz vor Strahlung gewährleisten, andererseits aber auch die Einführung von 5G und
nachfolgender Technologien innert einer vernünftigen Frist ermöglichen müsse.
Bezüglich der Strahlung entschied der Bundesrat weiter, die Anlagegrenzwerte nicht zu
lockern. Die Medien werteten dieses Vorgehen als Stillstand, während aus der
Bevölkerung weiterhin kritische Stimmen zu vernehmen waren: So befanden sich zu
diesem Zeitpunkt zwei 5G-kritische Volksinitiativen im Stadium der
Unterschriftensammlung und im Januar 2020 war es in verschiedenen Städten auch zu
Demonstrationen gegen diese neue Technologie gekommen. Im Berichtsjahr wurde
sodann auch seitens einiger Kantone Kritik am Aufbau des 5G-Netzes laut; die Kantone
Neuenburg und Genf reichten je eine Standesinitiative zu einem 5G-Moratorium ein. 

In den Medien fanden die Themenbereiche Verkehr und Kommunikation etwas weniger
Beachtung als in den Jahren zuvor. Insgesamt befassten sich im Jahr 2020 ca. 6 Prozent
aller von APS erfassten Artikel mit diesen beiden Themen, in 2019 waren es noch ca. 8.5
Prozent gewesen. 2

Post und Telekommunikation

Les comptes des PTT pour l'année 1990 révèlent, contrairement aux 85 millions de
francs de bénéfice budgétisés, un déficit de 97 millions (produits: 10 440 millions;
charges: 10 537 millions), les demandes en prestations continuant néanmoins à croître.
Ce manque à gagner sera diminué d'une somme de 50 millions qui a été reportée de
l'exercice précédent et le solde couvert par le fonds de la réserve générale de
compensation. Ce mauvais résultat intervient après une quinzaine d'années d'exercices
largement positifs. Il est principalement dû à l'augmentation des charges de personnel,
à l'accroissement des dépenses pour prestations de tiers et à la baisse des recettes
dans le service postal et le secteur de la téléinformatique. 3

BERICHT
DATUM: 15.12.1990
SERGE TERRIBILINI

Le budget 1992 des PTT, effectué en prenant en compte les diverses augmentations de
tarifs, ne parvient qu'à un excédent de produit de une million de francs – dépenses:
CHF 12.839 milliards (+8.6 pour cent) et produits: CHF 12.840 milliards (+8.1 pour cent).
Dans le message du gouvernement, il est signalé que les PTT prévoient de réduire les
prestations déficitaires, notamment dans le domaine de la poste aux lettres et des
paquets, et de développer les secteurs rentables. La régie espère ainsi réaliser à
nouveau des bénéfices dès 1993 (CHF 23 millions) et 1994 (CHF 175 millions). 4

BERICHT
DATUM: 08.11.1991
SERGE TERRIBILINI
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Pour compenser leurs déficits, les PTT ont décidé d'augmenter leurs tarifs en février
1992, hausses approuvées par le gouvernement. Ainsi, l'envoi de paquets coûtera
environ 40 pour cent plus cher, la taxe d'abonnement au téléphone 16, les
conversations dans un rayon de 20 km 37 pour cent (par fusion des zones) et l'envoi
exprès devrait passer de cinq à huit francs. Ces mesures devraient rapporter CHF 645
millions de recettes supplémentaires. 5

BERICHT
DATUM: 04.12.1991
SERGE TERRIBILINI

En 2002, le Conseil fédéral et le parlement avaient décidé d’abaisser, à partir de 2006,
la limite du monopole de La Poste à l’acheminement des lettres jusqu’à 100 grammes.
Toutefois, ils avaient conditionné cette libéralisation à la garantie que le service postal
universel de qualité soit maintenu dans les régions périphériques et de montagne, et à
ce que son financement soit assuré. Afin d’évaluer les répercussions de cette
ouverture du marché, une entreprise spécialisée dans le secteur postal a été mandatée
par le DETEC et a publié son rapport en 2005. Les auteurs de l’évaluation ont jugé que
l’ouverture partielle du marché des lettres à 100 grammes ne représenterait pas un
danger pour le financement du service universel et la desserte des régions
périphériques et de montagne. La baisse de la limite du monopole n’engendrerait pas
une arrivée massive d’entreprises privées sur le marché. Leur part ne dépasserait pas
2%. Ce sont en premier lieu les sociétés spécialisées dans le transport des colis ou dans
la distribution matinale de journaux en abonnement et disposant déjà d’une
infrastructure, qui pourraient entrer comme nouveaux fournisseurs sur le marché des
lettres partiellement ouvert à la concurrence. Selon le rapport, les expériences au
niveau européen confirment également que même dans les pays connaissant une
libéralisation plus poussée du marché, le service universel et son financement n’ont
jamais été menacés. Les experts ont recommandé au Conseil fédéral d’abaisser la limite
du monopole à 100 grammes, tout en soulignant la nécessité de consacrer
suffisamment de moyens à la surveillance du marché postal. 6

BERICHT
DATUM: 18.08.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Après avoir exprimé ses intentions à l’égard de Swisscom, le Conseil fédéral a rencontré
la direction de l’opérateur. Malgré des divergences sur les objectifs stratégiques et
opérationnels, il a obtenu de cette dernière que Swisscom renonce à tout
investissement dans des opérateurs fournissant les services de base d’un pays étranger.
En contrepartie, le gouvernement a accepté de réviser les objectifs stratégiques 2006-
2009 avant la fin de l’année. Dans sa réponse aux interpellations urgentes de tous les
groupes parlementaires, le Conseil fédéral a plaidé pour une procédure accélérée. Les
modalités d’une privatisation totale et les différentes mesures possibles seront
précisées en janvier 2006 dans un rapport. Pris à parti au Conseil des Etats et au
Conseil national, en particulier par les élus de centre gauche, le conseiller fédéral Merz
a dû défendre les choix du gouvernement ainsi que sa gestion de la communication
dans cette affaire. La Commission de gestion du Conseil national a mis sur pied une
commission ad hoc pour examiner la communication du Conseil fédéral au sujet de
Swisscom et rechercher les faits. Les partis gouvernementaux ont désigné leurs
représentants au sein de l’organe, à l’exception de l’UDC qui a refusé d’en faire partie. 7

BERICHT
DATUM: 16.12.2005
PHILIPPE BERCLAZ

In ihrem Untersuchungsbericht kritisierte die GPK-NR das Vorgehen des Bundesrates
gegenüber der Swisscom scharf: In Bezug auf das Verbot von Auslandsengagements
sprach die GPK von einem hektischen Vorgehen, für das es keine nachvollziehbaren
Gründe gegeben habe, auch sei der Entscheid inhaltlich unklar gewesen. Der Bundesrat
habe die von ihm selbst beschlossenen strategischen Ziele und das
Telekommunikationsunternehmensgesetz verletzt, zudem habe er einen ihm nicht
zustehenden unternehmerischen Entscheid gefällt, der den vorangegangenen
Positionsbezügen zu Auslandplänen widersprochen habe. Die damalige Klausursitzung
des Bundesrates sei von den zuständigen Departementen UVEK und EFD nur in Bezug
auf die Frage einer Abgabe der Mehrheitsbeteiligung an der Swisscom vorbereitet
worden. Das Veto gegen Auslandbeteiligungen und die Anweisung, die freien Mittel in
einem nicht umsetzbaren Verhältnis auszuschütten, kamen aufgrund eines Mitberichts
von Justizminister Blocher zustande – ein Papier, das erst kurz vor der ordentlichen
Bundesratssitzung verteilt wurde. Dieser Mitbericht sei sehr kurz und nicht
dokumentiert gewesen, und mindestens ein Regierungsmitglied habe ihn erst während
der Klausursitzung zur Kenntnis genommen. Als Schlussfolgerung verlangte die GPK in
einer Motion vom Bundesrat, seine Rolle als Eigner im Hinblick auf weitere
Bundesunternehmen (Post, Ruag, SBB, Skyguide, Suva) zu klären und die Verlässlichkeit
der strategischen Führung sicherzustellen. Mit drei Empfehlungen forderte die

BERICHT
DATUM: 03.05.2006
MAGDALENA BERNATH
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Kommission die Regierung ausserdem auf, das Instrument der Instruktion an den
Staatsvertreter im Verwaltungsrat, das es nur bei der Swisscom gibt, zu überprüfen, sich
vertieft mit den zur Verfügung stehenden Steuerungsprozessen auseinander zu setzen
und offene Fragen im Bereich der Kommunikation zu klären (Stärkung der Rolle des
Regierungssprechers).

In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, er teile die Beurteilung der GPK nicht.
Er habe sich bereits vor dem 23. November acht Mal in anderthalb Jahren mit der Frage
der Bundesbeteiligung an der Swisscom und ihren Auslandinvestitionen befasst – aus
der Tatsache, dass die massgeblichen Papiere erst kurz vor der Bundesratssitzung zur
Verfügung standen, dürfe nicht geschlossen werden, die Regierung habe sich erst zwei
Tage vorher mit diesen Fragen auseinanderzusetzen begonnen. An dieser Sitzung sei
denn auch nicht der Entscheid zum Auslandsengagement, sondern die Ausarbeitung
einer Privatisierungsvorlage im Vordergrund gestanden. Der Bundesrat unterstützte die
Motion der GPK und wies auf den in Ausarbeitung befindlichen Corporate-Governance-
Bericht zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben hin. 8

Le Conseil fédéral a présenté le rapport sur la libéralisation du marché des
télécommunications en réponse au postulat de la CTT-CE que lui avait transmis le
Conseil des Etats l’année précédente. L’analyse de la mise en œuvre de la révision de la
loi sur les télécommunications (LTC) a conclu que le pays était bien desservi notamment
grâce aux prestations de base fournies à travers le service universel. Le gouvernement a
estimé que l’ouverture du marché a produit d’excellents résultats dans le domaine de la
téléphonie fixe. Il s’est en outre réjoui de l’actuelle dynamique d’investissements en
faveur de l’extension du réseau à fibre optique. Il s’est par contre montré insatisfait de
l’évolution des marchés de la téléphonie mobile et des connexions à large bande sur les
réseaux fixes, dont les niveaux de prix sont jugés excessifs en comparaison européenne.
Afin d’y remédier, plusieurs options ont été évoquées, notamment l’extension du droit
de co-utilisation des réseaux de l’opérateur historique, actuellement limité au réseau
de lignes en fil de cuivre. L’opportunité d’octroyer à la Commission de la
communication (Comcom) la compétence d’intervenir d’office est également
envisagée. Par ailleurs, la complexification du marché résultant du progrès
technologique exige une meilleure protection des consommateurs et des mineurs,
exposés à de nouvelles pratiques abusives ou indésirables de la part de fournisseurs
peu scrupuleux (démarchage téléphonique non souhaité, services à valeur ajoutée non
sollicités, etc.). Bien qu’il ait souligné que les solutions à ces divers problèmes
exigeraient une nouvelle révision de la LTC, le Conseil fédéral s’y est dit défavorable,
craignant que les profondes incertitudes provoquées par une telle révision ne se
révèlent préjudiciables aux investissements. Si Swisscom a accueilli positivement ce
rapport, les organisations de protection de consommateurs ont exprimé leur colère
face à l’inaction prônée par le gouvernement, exigeant notamment une extension des
compétences de l’autorité de régulation. Cette dernière a quant à elle exprimé son
incompréhension face à l’attitude ambiguë du Conseil fédéral et plaidé pour une
révision ciblée de la LTC afin d’éviter une monopolisation de l’accès à la fibre optique
de la part des exploitants de réseaux et d’améliorer la protection des consommateurs
par la simplification des conditions de changement de fournisseurs. La Comcom a
également revendiqué le droit d’intervenir d’office si elle soupçonne des abus. Le
rapport répond également à un postulat Simonetta Sommaruga (ps, BE) (09.4194) en
faveur de mesures destinées à accroître la concurrence, que le Conseil des Etats a
transmis au Conseil fédéral lors de la session de printemps de l’année sous revue. 9

BERICHT
DATUM: 09.11.2010
NICOLAS FREYMOND

Wie in der Totalrevision des Postgesetzes von 2010 vorgesehen, erstattete der
Bundesrat im Januar 2017 Bericht über die Evaluation des Postgesetzes. Der Bundesrat
kam im Bericht zum Schluss, dass sich die geltende Postgesetzgebung grösstenteils
bewährt. Anpassungsbedarf wurde trotzdem ausgemacht. So sei der Wettbewerb im
Briefmarkt ausserhalb des Monopolbereichs zu stärken. Die Nichtdiskriminierung soll
formell-rechtlich festgehalten werden, und zwar bezüglich der von der Post gewährten
Rabatte und Ermässigungen ebenso wie beim Zugang zu den Postfachanlagen. Bezüglich
der Grundversorgung mit Post- und Zahlungsverkehrsdienstleistungen wollte der
Bundesrat mit einer Verordnungsanpassung Preisobergrenzen für Postdienste
festlegen, sowie die Zahlungsverkehrsdienstleistungen in das Schliessungs- und
Umwandlungsverfahren im Umbau des Poststellennetzes aufnehmen. Schliesslich
würden sowohl im geltenden Postgesetz als auch in der Verordnung die nötigen
Aufsichtsinstrumente für das Bundesamt für Kommunikation fehlen. Der Bundesrat

BERICHT
DATUM: 11.01.2017
NIKLAUS BIERI

01.01.65 - 01.01.22 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



schlug im Bericht vor, diese Lücken zu füllen. 10

Im April 2017 hatte die KVF-NR die Bundesverwaltung beauftragt, die Kosten, welche
mit dem im Rahmen der Standesinitiative Tessin geforderten Ausbau eines
schweizweiten Hochbreitbandnetzes verbunden wären, zu berechnen. Zudem sollten
die in der Standesinitiative geforderten Instrumente geprüft werden. Dieser Bericht der
Bundesverwaltung erschien im Januar 2018, basierend auf einer Studie des
Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK). Er kam
zum Schluss, dass der Netzausbau in der Schweiz dem Markt überlassen werden könne.
Dieser marktgetriebene Ausbau würde bei einer Bandbreite von bis zu 100 Mbit/s 94
Prozent der Wohnungen und Geschäfte erreichen. Gemäss den Berechnungen des WIK
würden somit nur sechs Prozent der Anschlüsse nicht in den Genuss einer sehr hohen
Internetgeschwindigkeit kommen, die dortige Netzabdeckung sei aber immer noch sehr
gut. Die in der Initiative genannten Instrumente zur Umsetzung eines flächendeckenden
Hochbreitbandangebotes seien nicht praktikabel, folgerte der Bericht. Das FMG, die
NRP und die NFA räumten dem Bund nämlich keine entsprechenden Kompetenzen für
staatliche Fördermassnahmen ein. Entsprechend müssten neue Grundlagen geschaffen
werden, wenn man dem Anliegen der Standesinitiative tatsächlich entsprechen wolle. 11

BERICHT
DATUM: 19.01.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende November 2019 wurde der Öffentlichkeit der Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt. Die Arbeitsgruppe – 2018 noch von Doris
Leuthard eingesetzt – fasste in ihrem Bericht die Fakten rund um die Mobilfunkanlagen,
die Datenübertragung und die dabei auftretende Strahlung zusammen und zeigte in
fünf Optionen auf, wie sich das Mobilfunknetz der Schweiz weiterentwickeln könnte. Im
Wesentlichen ging es um die Frage, ob und falls ja, wie stark die Strahlungsgrenzwerte
angehoben werden sollten. Ohne Anhebung der Grenzwerte brauche es Zehntausende
neuer Antennen, mit einer starken Anhebung hingegen keine. Solange weitere
Erkenntnisse über die Gesundheitsfolgen einer Grenzwerterhöhung fehlten, sei die
Wahl einer Option eine politische Frage, erklärte die Arbeitsgruppe im Bericht.
Die Arbeitsgruppe wies in ihrem Bericht zudem sechs begleitende Massnahmen zum
Ausbau des Mobilfunknetzes aus: Die NISV soll vom Bund gemeinsam mit den Kantonen
vereinfacht und harmonisiert, das im Rahmen der revidierten NISV 2019 eingeführte
Monitoring von Strahlungsexposition und Gesundheitsfolgen soll weiterentwickelt
werden. Ferner soll die Forschung zu gesundheitlichen Folgen des Mobilfunks sowie die
Information der Bevölkerung über Mobilfunk und Strahlung verstärkt werden. Weiter
soll der Bund Unterstützung leisten bei der Schaffung einer umweltmedizinischen
Beratungsstelle für nichtionisierende Strahlung. Eine neue Austauschplattform
«Mobilfunk der Zukunft» soll alle diesbezüglichen Interessen in die Diskussion
integrieren. 12

BERICHT
DATUM: 28.11.2019
NIKLAUS BIERI

Die Weiterentwicklung der Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung stand
im Zentrum eines Berichts in Erfüllung des Postulates der KVF-NR, den der Bundesrat
Anfang April 2021 publizierte. Der Bericht fokussierte auf die Entwicklung des Zugangs
zu den postalischen Dienstleistungen in der Periode 2017 bis 2020 und auf die
zukünftige Ausrichtung der Poststellen. In den letzten Jahren habe der Fokus vor allem
auf der Umwandlung der Poststellen gelegen. Diese wurden von eigenbetriebenen
Filialen in Agenturen umgewandelt. Zudem wurde auch der Hausservice ausgebaut. Für
die Zukunft beabsichtige die Post, die Anzahl Poststellen bei rund 800 zu stabilisieren,
auch wolle sie die Poststellen mit der Öffnung für andere Anbieter und deren
Dienstleistungen (beispielsweise aus der Gesundheits- oder Versicherungsbranche)
stärken. Nebst einer besseren Auslastung erhoffe sich die Post dadurch auch einen
Beitrag an die Finanzierung der Grundversorgung. Da diese Finanzierung bereits seit
längerem eine Herausforderung darstelle, habe der Bundesrat das UVEK damit
beauftragt, bis Ende 2021 Vorschläge zum weiteren Vorgehen vorzulegen. 13

BERICHT
DATUM: 01.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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